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In der griechischen Europa-Politik standen in letzter Zeit vor allem zwei Ereignisse
im Vordergrund. Zunächst wurde im Parlament nach fünf Jahren Vorarbeit unter
Führung des Verfassungsrechtlers und derzeitigen Kulturministers, Evängelos Veni-
zelos, am 6. April 2001 die zweite, bisher umfangreichste Verfassungsreform im
weitgehenden Einvernehmen zwischen beiden Volksparteien durchgeführt. Außen-
politisch richtete die Regierung Simitis ihr Hauptaugenmerk auf die erfolgreiche
Implementierung ihrer Vorbehalte gegenüber einer türkischen Mitwirkung an der
Europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik (ESVP).

Umfassende Verfassungsreform

In namentlicher Abstimmung entschied das Parlamentsplenum in einer Sondersit-
zung meistens mit einer überwiegenden Mehrheit von 250 Stimmen über fast 100
Änderungen an insgesamt 50 Verfassungsartikeln (von 119); vier Artikel (5A, 9A,
100A, 101A) wurden zudem neu aufgenommen (vgl. Synopse im Anhang). Damit
folgte das Parlament überwiegend den 115 Änderungsvorschlägen aus der letzten
Legislaturperiode.1 Anders als 1986 wurden allerdings diesmal die zentralen We-
sensmerkmale der Verfassungsordnung und des Regierungssystems nicht berührt.
Bei den Änderungen handelt es sich im wesentlichen um als notwendig erachtete
Anpassungen des griechischen Verfassungsrechts an die in den anderen parlamen-
tarischen Mitgliedstaaten der EU längst üblichen Verfassungsstandards.2 Sie lassen
sich in vier Kernpunkten zusammenfassen:

- Stärkung des individuellen Grundrechts Schutzes und der sozialen Grundrechte
(z.B. Verbot der Todesstrafe in Friedenszeiten, Schutz vor Missbrauch persön-
licher Daten durch elektronische Speicherung, Schutz der eigenen genetischen
Identität, Verankerung des Wehrersatzdienstes bei Vorliegen nachweisbarer Ge-
wissensgründe gegen die Ausübung eines Waffen- oder militärischen Dienstes,
Umsetzung der Gleichstellung der Geschlechter durch staatliche Bevorzugung
von Frauen im Arbeitsleben, zeitliche Begrenzung der Untersuchungshaft).

- Stärkung des Parlaments (z.B. Abstimmung über Gesetzentwürfe in den jewei-
ligen, grundsätzlich öffentlich tagenden ständigen Parlamentsausschüssen, Be-
grenzung der Gesetzesvorschlagsänderungen, Erweiterung der Anzahl von An-
hörungen, bessere Informations- und Teilnahmerechte am Gesetzgebungspro-
zess der EU3).
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- Einführung neuer Transparenzregeln im öffentlichen Leben und verstärkte De-
zentralisierung (Offenlegung der Parteienfinanzierung, Unvereinbarkeit von Ab-
geordnetenmandat und Berufstätigkeit, Unvereinbarkeit der Führung eines Me-
dienunternehmens bei gleichzeitiger Beschäftigung in der Regierung, Einfüh-
rung der Briefwahl für Auslandsgriechen, Beschränkung von „parteilichen"
Wahlgesetzänderungen, Einbeziehung der Zensusergebnisse bei der Berechnung
der Abgeordnetensitze, Stärkung der unabhängigen Verwaltungsbehörden und
der lokalen Selbstverwaltungsorgane).

- Stärkung des Rechtsstaats und der Transparenz in der Justiz (Errichtung eines
staatlichen Rechtsrats zur Hebung der Qualifikationsstandards bei der Besetzung
der Vorsitzenden der obersten Gerichtshöfe, Einschränkung der höchstrichter-
lichen Überprüfungsrechte von Parlamentsgesetzen).

Die darüber hinaus eingegangenen Selbst Verpflichtungen des Verfassungsgebers
zur Weiterentwicklung der sozialen Anspruchsrechte (z.B. Art. 21VI; 22; 25) und
der Staatszielbestimmungen (z.B. Umweltschutz in Art. 24) haben dagegen allen-
falls symbolisch-deklaratorischen Wert, ohne unmittelbare finanzielle Folgen für
den Staatshaushalt. Im Fall des Art. 24 wird weiterhin die Erlaubnis zur wirtschaft-
lichen „Zweckentfremdung" von (in Griechenland seltenen) Waldgebieten im
„öffentlichen Interesse" beibehalten, was zu heftigem Widerstand von Seiten der
Umweltschutzorganisationen geführt hat. Vor allem aber sind einige entscheidende
Vorschläge zu Verfassungsänderungen (z.B. Trennung von Kirche und Staat, Ver-
einfachung des Wahlverfahrens zum Staatspräsidenten durch Streichung der Wahl-
gänge, Zulassung staatlich anerkannter privater Hochschulen, Schaffung eines voll-
wertigen Verfassungsgerichts nach deutschem Muster, Zulassung von Volksent-
scheiden und Wechsel zum reinen Verhältniswahlrecht) entweder bereits vor der
Verfassungsdebatte in der letzten Legislaturperiode gescheitert oder erhielten bei
der entscheidenden Abstimmung nicht die dafür vorgesehne notwendige Mehrheit.
Auch die zweite, konsensuale Verfassungsrevision erweist sich im Urteil ihres geis-
tigen Vaters Venizelos als „rather 'conservative in nature'".

Griechisch-türkischer Streit um die Zukunft der ESVP

Bereits mit der dänischen Ratspräsidentschaft (1. Juli 2002) ging der Vorsitz in der
Europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik (ESVP) sowie in der Euro-
gruppe, in der die Länder der Eurozone zusammengefasst sind, an den nächstfol-
genden Mitgliedstaat, Griechenland, über, weil die Dänen sich an diesen beiden Po-
litikbereichen nicht beteiligen. Ein halbes Jahr vor Antritt seiner Präsidentschaft
wird Athen somit vorzeitig tiefer in die europäischen Entscheidungsbildungspro-
zesse einbezogen. Während die griechische Regierung nach der Übernahme des
Euro die „reale Konvergenz" mit den EU-Staaten zu einem ihrer Hauptziele erklär-
te und bereits erste Erfolge bei dieser „Aufholjagd" vorwies (z.B. Erhöhung des
griechischen Pro-Kopf-Einkommens von 60% auf über 70% des europäischen
Durchschnitts)4, blockieren die „virtuellen Auseinandersetzungen" mit der Türkei
das ehrgeizige Gemeinschaftsprojekt der EU-Eingreiftruppe.5 Der Konflikt bahnte
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sich bereits auf der EU-Ratstagung in Nizza im Dezember 2000 an. Die Staats- und
Regierungschefs beschlossen die „baldige Einsatzbereitschaft" ihrer militärischen
Fähigkeiten für das internationale Krisenmanagement und votierten für eine dauer-
hafte Zusammenarbeit mit der NATO bei solchen Einsätzen, die von der EU „auto-
nom" geführt würden. Zunächst sperrte sich die Türkei gegenüber den als unzu-
reichend angesehenen Konsultations- und Kooperationsangeboten der EU an
NATO-Mitglieder, die nicht der Gemeinschaft angehören, und blockierte eine
Vereinbarung zwischen beiden internationalen Organisationen („Berlin Plus").6

Ankara verwies auf besondere Sicherheitsinteressen in der Ägäis und verlangte
weitgehende Mitentscheidungsrechte, die die EU (und besonders Griechenland)
aber aufgrund ihrer autonomen Beschlussfassung Nicht-Mitgliedern nicht zuge-
stehen will. Auf anglo-amerikanische Initiative hin kam es im November 2001 zum
„Istanbul-Papier" bzw. „Ankara-Dokument", das den türkischen Wünschen weit-
gehend entgegenkommt. Es gibt der türkischen Regierung die ausdrückliche
Garantie, dass die ESVP „unter keinen Umständen" gegen sie eingesetzt werden
kann (Paragraph 2), und billigt ihr auch ein Mitspracherecht an Operationen der
ESVP zu, falls der Einsatz in ihrer geopolitischen Nähe stattfindet und dafür die
Infrastruktur der NATO benötigt wird (Paragraph 12). Griechenland lehnte diese
ohnehin schon mühsam zu lesende Kompromissauslegung der Erklärung von Nizza
unverzüglich aus formalen und inhaltlichen Gründen ab. Athen machte dabei gel-
tend, dass es an den bilateralen Verhandlungen weder beteiligt war noch konsultiert
wurde und dass die mögliche Ausklammerung der Ägäis bzw. Zyperns aus dem
Zuständigkeitsbereich der ESVP massiv gegen die griechischen Interessen ver-
stosse.7 Die Regierung Simitis drängte daher vehement auf Nachbesserungen. Auf
dem EU-Gipfel in Laeken konnte das griechische Veto zwar dadurch noch verhin-
dert werden, dass die belgische Ratspräsidentschaft das Thema nicht auf die Tages-
ordnung setzte; dennoch wurde zugleich die Operationelle Einsatzbereitschaft der
Eurotruppe für 2003 verkündet. Dies wiederum erlaubte dem griechischen
Parlament, den Vertrag von Nizza am 19. März 2002 nach einer hitzigen Debatte
mit klarer Mehrheit zu ratifizieren.8 Nach zähen Verhandlungen, die noch im Mai
das Außenministertreffen von EU und NATO in Reykjavik überschatteten, gelang
es der spanischen Präsidentschaft Ende Juni, Griechenland endlich zu einer
Annahme des Memorandums zu bewegen, nachdem die griechische Regierung
zwei Zusätze in den Text einbringen konnte: Paragraph 2 wird nun durch die „rezi-
proke Versicherung" ausbalanciert, wonach auch ein NATO-Mitglied nicht gegen
ein EU-Mitglied tätig werden darf, was Athen als eine Art Nichtangriffspakt bewer-
tet. Und in Paragraph 12 wurde hinzugefügt, dass bei EU-Militäroperationen nicht
nur die Sicherheitsinteressen der Nichtmitglieder, sondern auch die der EU-
Mitgliedsländer berücksichtigt werden. Nach griechischer Lesart ist damit in der
außer-institutionellen Istanbul-Erklärung das Prinzip der Gegenseitigkeit zwischen
EU und NATO wiederhergestellt und die automatische Teilnahme eines Drittstaats
an autonomen Entscheidungsfindungen der ESVP ausgeschlossen.9 Die Ablehnung
der Beschlüsse des EU-Rats von Sevilla durch die türkische Regierung konnte auch
der Hinweis von Simitis nicht verhindern, dass die EU einem gesonderten Antrag
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der Türkei auf Teilnahme an der seit langem geplanten Übernahme der Führung der
NATO-Mission „Amber Fox" im Herbst ad hoc zustimmen könne. Griechenland
hat allen Grund „sehr zufrieden" mit seiner Diplomatie zu sein: Die griechischen
Textänderungen am Ankara-Memorandum wurden von allen EU-Mitgliedstaaten
einstimmig „begrüßt" und inoffiziell auch von den USA gebilligt. Die Simitis-
Regierung kann mit den „Schlussfolgerungen der (spanischen) Präsidentschaft"
nicht nur auf eine gemeinsame Position der EU-15 in ihrem Sinn verweisen, son-
dern daraus auch einen klaren Auftrag für ihren Vorsitz ableiten, zusammen mit
Generalsekretär Javier Solana im Namen der EU mit der Türkei über die weitere
Streitbeilegung zu verhandeln.10

Synopse aller am 6. April 2001 im griechischen Parlament
verabschiedeten Verfassungsänderungen
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